
SITZUNGSVORLAGE Nr. 1 8 - V - 5 1 - 0 0 3 2
( J a h r - V - A m t - N r . )

Betreff: Dezernat(e) VII

Bildung integriert…Wiesbaden - Aufstockungsantrag zur Fortführung eines 
ressortübergreifenden Bildungsmanagements

Anlage/n siehe Seite 3 

Bericht zum Beschluss       Nr.       vom      

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich

Kämmerei reine Personalvorlage  s. unten

Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich

Umweltamt: Umweltprüfung nicht erforderlich erforderlich

Frauenbeauftragte nach - dem HGlG nicht erforderlich erforderlich

- der HGO nicht erforderlich erforderlich

Straßenverkehrsbehörde nicht erforderlich erforderlich

Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich

Sonstige:      nicht erforderlich erforderlich

Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefüllt)

a) Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich

Kommission nicht erforderlich erforderlich

Ausländerbeirat nicht erforderlich erforderlich

b) Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich

Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B

Eingangsstempel Büro des Magistrats Umdruck nur für Magistratsmitglieder
Stadtverordnetenversammlung
Ausschuss nicht erforderlich erforderlich

Eingangsstempel Amt 16 öffentlich nicht öffentlich

wird im Internet/PIWI veröffentlicht

Bestätigung Dezernent     

M a n j u r a           
Dezernent           

Vermerk Kämmerei Wiesbaden,      

 Stellungnahme nicht erforderlich ________________
 Die Vorlage erfüllt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. Imholz
  siehe gesonderte Stellungnahme Stadtkämmerer
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A Finanzielle Auswirkungen
Mit der antragsgemäßen Entscheidung sind keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfüllen)

I. Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel rot grün Prognose Zuschussbedarf:

abs.: -3.787.385,15
in %: -1,20

II. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

Investitionscontrolling Investition Instandhaltung

Budget verfügte Ausgaben (Ist): abs.:      
in %:      

III. Übersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um Mehrkosten
budgettechnische Umsetzung

IM CO Jahr Bezeichnung
Gesamt-
kosten

in €

darin zusätzl.
Bedarf apl/üpl

in €

Finanzierung
(Sperre, 
Ertrag)

in €

Kontierung
(Objekt)

Kontierung
(Konto) Bezeichnung

X 2019 Personalkosten 
ab 07/2019 85.078,23 85.078,23 85.078,23 1.06.03.007 630098 51 Bildungsbüro 

Projekte

X 2019

Förderung 
durch 
Bundesminister
ium für Bildung 
und Forschung

-42.539,12 -42.539,12 -42.539,12 1.06.03.007 507900 Erstattung Bund für 
Bildungsbüro

X 2020 Personalkosten 170.156,47 170.156,47 170.156,47 1.06.03.007 630098 51 Bildungsbüro 
Projekte

X 2020

Förderung 
durch 
Bundesminister
ium für Bildung 
und Forschung

-85.078,23 -85.078,23 -85.078,23 1.06.03.007 507900 Erstattung Bund für 
Bildungsbüro

X 2021 Personalkosten 
bis 06/2021 85.078,23 85.078,23 85.078,23 1.06.03.007 630098 51 Bildungsbüro 

Projekte

X 2021

Förderung 
durch 
Bundesminister
ium für Bildung 
und Forschung

-42.539,12 -42.539,12 -42.539,12 1.06.03.007 507900 Erstattung Bund für 
Bildungsbüro

Summe einmalige Kosten 
2019 - 2021:

170.156,47 170.156,47 170.156,47

Bei Bedarf Hinweise /Erläuterung:
Die Entgelte sind noch um die Tarifsteigerungen 2019 bis 2021 anzupassen.
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens 
Die Inhalte dieses Feldes werden (außer bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veröffentlicht 
und dürfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht überschreiten (soweit erforderlich: Ergänzende Erläuterungen s. Pkt. IV.; bei 
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausführungen ab Pkt. I.)
Es dürfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme: 
Einwilligungserklärung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Verlängerung der Projeklaufzeit "Bildung integriert…Wiesbaden" um 2 Jahre. Diese 
Sitzungsvorlage regelt die Beantragung weiterer Fördermittel sowie die organisatorische 
Verankerung des Projekts und der Beschäftigten.

Anlagen:

1. Newsletter Nr. 1 und Nr. 2 des Projekts Bildung integriert… Wiesbaden
2. E-Mail des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) - Projektträger, 

vom Bundesbildungsministerium mit Durchführung des Programms „Bildung 
integriert“ beauftragt, vom 7.7.2017 

3. E-Mail der DLR vom 24.10.2017 mit Hinweisen zu Aufstockungsanträgen
4. Beschluss Nr. 0207 der Stadtverordnetenversammlung vom 14.07.2016

C Beschlussvorschlag:
1. Es wird zur Kenntnis genommen:

1.1 Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert seit 01.07.2016 die 
Landeshauptstadt Wiesbaden im Programm „Bildung integriert…Wiesbaden“ aus Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds (ESF). Die Förderung ist zunächst bis 30.06.2019 befristet.

1.2 Mit Beschluss Nr. 0207 der Stadtverordnetenversammlung vom 14.07.2016 wurden eine 
Vollzeitplanstelle im Büro für Kommunale Bildungsprojekte (damals Dez. V, heute 51.12) 
sowie eine Planstelle im Umfang von 76,923 % bei 51.1 (damals Dez. II/51.1, heute Dez. 
VII/51.11) jeweils im Stellenwert TVÖD E 14 geschaffen. 

1.3 Grundlegendes Ziel ist die Verbesserung der Bildungsteilhabe durch die Bereitstellung 
passgenauer, d. h. zielgruppenadäquater, integrativer bzw. inklusiver Bildungsangebote für 
jedes Lebensalter. Dazu gehört auch die verstärkte Implementation von "Bildungsketten". 
Hierzu werden wichtige Teilprojekte zur Gestaltung der Bildungslandschaft entlang des 
Lebenslaufs mit zahlreichen verwaltungsinternen und –externen Kooperationspartnern 
durchgeführt (vgl. Anlage 1).

1.4 Es besteht die Möglichkeit, die Förderung um weitere zwei Jahre bis zum 30.06.2021 zu 
verlängern (vgl. Anlage 2).

1.5 Es werden wie bislang die Personalkosten von zwei Stellen wissenschaftlicher Angestellter zu 
50 % gefördert, die 50 % Eigenmittel werden durch die Stellung von vorhandenem Personal 
bei 51 erbracht. Es entstehen keine zusätzlichen Haushaltsbelastungen.

2. Es wird beschlossen:

2.1 Es wird ein Antrag zur weiteren Förderung des Projektes „Bildung integriert…Wiesbaden“ beim 
BMBF gestellt. 

2.2 Unter dem Vorbehalt der weiteren Bewilligung durch das BMBF wird Dezernat VII/51 
ermächtigt, das Projekt fortzuführen. 

2.3 Die Deckung der anteiligen Personalkosten in der neuen Projektlaufzeit 01.07.2019 – 
30.06.2021 erfolgt aus dem Budget des Amtes 51.
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2.4 Die Befristungen der mit Beschluss Nr. 0207 der Stadtverordnetenversammlung vom 
14.07.2016 geschaffenen Stellen werden bis zum 30.06.2021 verlängert.

2.5 Dezernat I/11 wird beauftragt, die Arbeitsverträge der betroffenen Beschäftigten – soweit diese 
befristet sind – entsprechend der Projektlaufzeit bis 30.06.2021 zu verlängern.

2.6 Dez. VII/51 wird mit der Umsetzung beauftragt.

Wiesbaden,      06. Juli 2018

51.4 dezentrale
51.1 Brülle  (2660/br)                     Steuerungsunterstützung

       (4261/bu)

M a n j u r a
Stadtrat


	Umweltamt: Umweltprüfung

